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Die Wiener Rechtsanwälte haben letzte Woche mehr
als 80 Kolleginnen und Kollegen gewählt, die in den

nächsten Jahren in unterschiedlichen Funktionen im Rah-
men der Standesvertretung tätig sein werden. Rechtsan-
wältin Dr. Helene Klaar wurde in den Spezialsenat beim
Obersten Gerichtshof gewählt. 9 Mitglieder wurden für
den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, 14 Mitglieder für
den Disziplinarrat gewählt. 57 Kollegen wurden gewählt, um
Rechtsanwaltsprüfungen abzunehmen.
Alle Gewählten werden die ihnen zukommenden Aufgaben
neben ihrem Beruf als Rechtsanwalt ehrenamtlich, also
unentgeltlich wahrnehmen. Das ist nicht bei allen Standes-
vertretungen so geregelt.
Das mag für Außenstehende eine Routine darstellen. Tat-
sächlich ist es aber Ausdruck der Bürgergesellschaft. Ähn-
lich wie freiwillige Feuerwehrleute oder Rotkreuzfahrer
sorgen die Kollegen dafür, dass die autonome Standesver-
tretung funktioniert. Denn wäre jede Tätigkeit, von der auch
andere profitieren, mit finanzieller Abgeltung verbunden,
wäre vieles nicht mehr leistbar oder müssten jedenfalls
Kammerbeiträge erheblich erhöht werden.
Noch viel bedeutender ist aber, dass ehrenamtliche Tätig-
keiten erfahrungsgemäß mit besonderem Engagement aus-
geübt werden und regelmäßig eine starke innere Bindung
zur Organisation, für die man tätig wird, beobachtet werden
kann. Daher sollte man Kollegen, die sich neben ihrem
fordernden Beruf zur Übernahme zusätzlicher Belastungen
bereit finden, doppelt dankbar sein.
Ehrenamtliche Funktionäre sind Garanten einer unabhängi-
gen Rechtsanwaltschaft und leisten einen unverzichtbaren
Beitrag zur Absicherung des Rechtes der Klienten auf einen
nur ihren Interessen verpflichteten Rechtsanwalt.

Das Hohelied
des Ehrenamts

Die Wiener

Dr. Brigitte Birnbaum
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Verspätungen werden für Fluglinien teurer
EuGH-Urteil. Bei Dienstreisen kann jetzt auch der Arbeitgeber Schadenersatz wegen Flugverspätungen verlangen.
Die Beträge können die bisher vorgesehenen Entschädigungen an die Passagiere bei Weitem übersteigen.

VON MARTIN KLEMM

Wien. Mit der im Februar ergan-
genen Entscheidung (C-429/14)
sprach der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) erstmalig einem Ar-
beitgeber Ersatz für Schäden zu,
die diesem durch eine Flugverspä-
tung seiner Mitarbeiter entstanden
sind („Die Presse“ hat berichtet).
Litauens Sonderermittlungsdienst
hatte wegen einer 14-stündigen
Verzögerung der Dienstreise seiner
Mitarbeiter durch einen verspäte-
ten Anschlussflug erhöhte Sozial-
versicherungsbeiträge und Diäten
zu leisten und klagte diese Mehr-
kosten beim ausführenden Luft-
fahrtunternehmen Air Baltic ein.

Nicht auf Personen beschränkt
In einer Vorlageentscheidung hielt
der EuGH fest, dass Art. 19 des
Montrealer Übereinkommens (MÜ)
den Luftfrachtführer verpflichte, je-
den Schaden zu ersetzen, der durch
Verspätung bei der Luftbeförderung
von Reisenden, Reisegepäck und
Gütern entsteht. Der Schaden sei
also anhand des „schadensbegrün-
denden Ereignisses“ beschrieben.
Es erfolge jedoch keine Einschrän-
kung hinsichtlich der Person, wel-
cher ein solcher Schaden entstehen
könne. Auch wenn das Überein-
kommen nicht ausdrücklich die
Haftung gegenüber einem Arbeitge-
ber vorsehe, lasse sich jedoch dem
Text des MÜ nicht entnehmen, dass

der zu ersetzende Schaden nur auf
jenen eingeschränkt sei, den der
Reisende selbst erleidet.

Es überrascht, dass ein derarti-
ger Fall erst jetzt die Gerichte be-
schäftigt hat. Art. 19 MÜ ist von sei-
nem Wortlaut her relativ eindeutig.
Air Baltic argumentierte zwar da-
mit, dass es erklärtes Ziel des Über-
einkommens sei, Verbraucherrech-
te zu stärken und eine Haftung ge-
genüber anderen Personen als den
Reisenden selbst, insbesondere
wenn diese juristische Personen
seien, nicht bestünde. Der EuGH
sah aber – trotz der in der Präambel
des MÜ festgehaltenen Bedeutung
des Schutzes der Verbraucherinter-
essen – im Text des Übereinkom-
mens weder ein zwingendes Zu-
sammenfallen des Verbraucherbe-
griffs mit jenem des „Reisenden“
noch eine Einschränkung des Krei-
ses der Ersatzberechtigten.

Für die Luftfahrt ist diese Ent-
scheidung ein schwerer Schlag, da
die Haftung für Flugverspätungen
damit massiv ausgeweitet wurde.
Waren bisher in der Regel nur die
Ausgleichsleistungen gemäß der
Fluggastrechte-Verordnung von bis
zu 600 Euro pro Passagier zu zah-
len, drohen bei Dienstreisen in
Zukunft – zusätzlich – signifikante
Ansprüche der Arbeitgeber. Zwar
muss im Gegensatz zu den genann-
ten Pauschalbeträgen laut Fluggast-
rechte-VO hier der konkrete Scha-
den nachgewiesen werden. Im Fall

von erhöhten Diäten und Sozialver-
sicherungsbeiträgen wird dies je-
doch – wie im vorliegenden Sach-
verhalt – kein Problem darstellen.

Spannend wird sein, wie das
Urteil von den nationalen Gerich-
ten ausgelegt wird, wie „großzügig“
diese bei den entsprechenden Er-
satzansprüchen sein werden. Ne-
ben den genannten Mehrkosten
wären weitergehende Ansprüche
des Arbeitgebers durchaus denk-
bar: Opportunitätskosten für die
Zeit, die der Mitarbeiter auf dem
Flughafen festsitzt, sowie unterneh-
merische Schäden, wie zum Bei-
spiel Projektverzögerungen oder

Schadenersatzansprüche von Kun-
den, die sich aus der Verspätung er-
geben: Das sind nur einige mögli-
che Ansprüche, die in der Praxis al-
lenfalls nachweisbar sein können.

5000 Euro pro Reisendem
Unabhängig davon, welche Ansprü-
che die Gerichte zusprechen wer-
den, zündet schon die Kumulierung
der Ansprüche potenziell ein Pul-
verfass. Insbesondere, da die Er-
satzansprüche von Arbeitgebern in
der Regel wohl empfindlich höher
sein werden als die bisherigen. Die
einzige Einschränkung, die vom
EuGH getroffen wurde, ist die unter
Berücksichtigung von Art. 22 MÜ
gezogene Obergrenze von derzeit
ca. 5000 Euro pro Reisendem. Diese
gelte unabhängig davon, ob der
Reisende selbst oder eine andere
Person einen Schadenersatzan-
spruch einfordere. Ein schwacher
Trost, wenn man sich im Vergleich
die typischerweise zu zahlenden
Ersatzleistungen bei Fluggästen an-
sieht. Auch eine Anrechnung einer
allenfalls geleisteten Ausgleichsleis-
tung nach der Fluggastrechte-VO
kommt nicht infrage, da diese nur
hinsichtlich des Schadenersatzan-
spruchs des Fluggastes, nicht aber
jenes eines Dritten möglich ist.

Den Fluglinien verbleibt im
Gegenzug nicht einmal die Mög-
lichkeit, dieses erhöhte Ersatzrisiko
vertraglich zu beschränken, da ein
Ausschluss oder eine Reduktion

der jeweiligen Haftung ausdrück-
lich unzulässig ist (Art. 26 MÜ bzw.
Art. 15 Fluggastrechte-VO). Einzig
denkbare Lösung wäre allenfalls,
bei der Buchung technisch sicher-
zustellen, dass jene Person, die das
Ticket kauft, mit dem Reisenden
ident sein muss, sodass es hier im-
mer nur den Fluggast als An-
spruchsberechtigten gibt. In der
Praxis wird sich dies jedoch nur
schwer umsetzen lassen, da so ins-
besondere Unternehmen letztlich
vollständig von den Buchungssyste-
men ausgeschlossen wären. Auch
der Benutzerfreundlichkeit bzw.
Bedienbarkeit wäre dies natürlich
keinesfalls dienlich. Von dem Ver-
stoß gegen allfällige Kontrahie-
rungszwänge und allfälligen ar-
beitsrechtlichen Problemen ganz zu
schweigen.

Sollten also Arbeitgeber künftig
vermehrt Schadenersatzansprüche
bei Flugverspätungen anmelden,
ist eine kurzfristige Lösung schwer
denkbar. Insbesondere da den Air-
lines – zumindest vorerst – keine
effektiven Möglichkeiten zustehen,
diese Ausweitung der Ersatzver-
pflichtungen abzufangen. Zumin-
dest für den europäischen Raum
wurde möglicherweise ein Präze-
denzfall geschaffen, der das Poten-
zial hat, die Passagierluftfahrt dra-
matisch zu beeinträchtigen.

Dr. Martin Klemm, LL.M. ist Partner bei
Brenner & Klemm Rechtsanwälte.

Langes Warten kann kosten. [ Reuters]
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